Resolution der Personalversammlung der Beethovenschule
Sehr geehrte Frau Wolff,

die Beethovenschule ist eine reine Grundschule in Offenbach. Bezeichnend für unsere Schule ist die äußerst heterogene Schichtzugehörigkeit der Kinder und Eltern. Ein Teil der Schüler/innen stammt aus wohlsituierten Elternhäusern, andere aus der Mittelschicht und wieder andere aus sozial schwachen Familien. Über 60% unserer Schülerinnen und Schüler sind Kinder aus Familien mit Migrationshintergrund, die häufig keine ausreichende Sprachkompetenz in Deutsch besitzen.

Wie auch unserem Schulprogramm zu entnehmen ist, bemühen wir uns im Sinne der Schaffung von Chancengleichheit darum, diesen Kindern mit sehr unterschiedlichen sozialen Hintergründen gerecht zu werden und individuelle Förderung zu bieten.

Auch unser Kollegium hält eine verlässliche Schulzeit für äußerst wichtig. Wir bemühen uns Unterrichtsausfälle so gering wie irgend möglich zu halten. (Leider geht dies oft nur auf Kosten von Förderangeboten.) In diesen Zusammenhang fällt nun das von Ihnen initiierte „Projekt Unterrichtsgarantie-Plus”.

In einer Personalversammlung am 22.05.2006 haben wir Ihre Vorschläge diskutiert und sind zu folgenden Einschätzungen gekommen:

Ihr „neuartiges Vetretungskonzept” sieht vor, Unterrichtsausfall durch den Einsatz von „fachlich angeleiteten Vertretungskräften” zu kompensieren.

Diesen Ansatz können wir aus folgenden Gründen nicht gut heißen:

Ÿ Der von Ihnen vorgeschlagene Personenkreis verfügt in der Regel nicht über die notwendige pädagogische Kompetenz und Erfahrung, um einen Unterricht, der seinen Namen wert ist, zu leisten. Schülerinnen und Schüler nehmen Schule nur dann wichtig, wenn sie die Lehrenden ernst nehmen können.

Gerade Vertretungsunterricht in einer unbekannten Lerngruppe erfordert ein besonderes Maß an Flexiblität und pädagogischem Rüstzeug, um auf unterschiedliche Anforderungen zu reagieren.





Wir glauben auch nicht, dass ein Gespräch der Schulleitung mit den Bewerbern ausreicht, um eine Eignung in diesem Sinne sicher zu stellen.




Ÿ Ebenso stellt sich die Frage nach der Verantwortlichkeit dieser Vertretungs- kräfte im Zusammenhang mit Aufsichtspflicht, Disziplinarmaßnahmen u.Ä.




Ÿ Die Anleitung der Schüler/innen zu selbstständigem Arbeiten ist äußerst arbeitsintensiv und erfordert eine Begleitung mit viel pädagogischer Erfahrung. Eine eigenverantwortliche Arbeitshaltung kann bei einem Teil der Schüler nicht bereits vorausgesetzt werden.

Ÿ Die ausreichende Verfügbarkeit des von Ihnen genannten Personenkreises erscheint uns sehr unwahrscheinlich. 









Ÿ Der zusätzliche Verwaltungs- und Organisationsaufwand wird der Schulleitung aufgebürdet, die zudem noch die Verantwortung für das Gelingen tragen soll, ohne entscheidenden Einfluss auf die grundsätzlichen Voraussetzungen zu haben.













Ÿ Wer soll die von Ihnen geforderte „fachliche Anleitung” der Vertretungskräfte übernehmen und wann soll dies geschehen? Die Notwendigkeit von Vertre- tung fällt als Notfall an, so dass davon auszugehen ist, dass gerade in solchen Situationen die Personallage sehr angespannt ist.







Ÿ Die Kritik an Ihrem Vorschlag unter dem Stichwort „Entprofessionalisierung des Lehrerberufs” erscheint uns gerechtfertigt. Während von uns ausgebildeten Lehrkräften in erheblichem Maße Qualifikationsnachweise gefordert werden, sollen nun auch fachlich nur angeleitete Vertretungskräfte in der Lage sein, konstruktiven  und wertvollen Unterricht zu erteilen.



Ÿ Ihre Hauptmotivation ist Unterrichtsausfall zu vermeiden. Unserer Auffassung nach ist fachlich qualifizierte Vertretung die einzige Lösung, um tatsächlich Unterricht stattfinden zu lassen. Eine „Beaufsichtigung durch angeleitete Vertretung”, und um mehr kann es sich bei Ihrem Konzept nicht handeln, reicht nicht aus.

Wir erwarten, dass ein Vetretungskonzept auf der Beschäftigung von fachlich und pädagogisch qualifiziertem Personal beruht, das auf einer fairen und tarifrechtlich einwandfreien Basis entlohnt wird. Um Unterricht und Fördermaßnahmen zu garan- tieren müssen die Personalzuweisungen an die Schulen dahingehend vergrößert werden, dass statistisch voraussehbare Ausfälle und damit Vertretungsbedarf eingeplant sind.
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